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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 
für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass die Sektoren Land- und Forstwirtschaft erheblich zur Verringerung 
der Umweltverschmutzung beitragen und den Anstrengungen, die Auswirkungen des 
Klimawandels abzuschwächen und die Erderwärmung einzudämmen, Auftrieb geben 
könnten,

1. betont, dass die Landwirtschaft als Produktivsektor von den Folgen und Belastungen des 
Klimawandels betroffen ist, gleichzeitig jedoch auch unmittelbar zur Abschwächung dieser 
Folgen beitragen kann, sei es durch seinen Beitrag zur Senkung der 
Treibhausgasemissionen, die Einsparung von Wasser und die rationelle Bewirtschaftung 
der Wasserressourcen, sei es durch die Stärkung der Produktion und die Dezentralisierung 
der nachhaltigen und erneuerbaren Energiequellen;

2. weist darauf hin, dass unter anderem das dynamische Verhältnis der drei Bereiche 
Ernährung, Landwirtschaft und Energie umfassend berücksichtigt werden muss, wenn die 
Landwirtschaft in die Bekämpfung des Klimawandels einbezogen wird, trotz der Tatsache, 
dass sie bereits zur Senkung der Treibhausgasemissionen beigetragen hat; betont, dass 
dazu vor allem die optimale Nutzung von Biomasse gehört, d. h. Nutzung 
landwirtschaftlicher Abfälle oder Förderung der Erzeugung nachhaltiger Biokraftstoffe, 
wobei gleichzeitig darauf zu achten ist, dass weiterhin hochwertige Erzeugnisse produziert 
und hohe Standards für die Nahrungsmittelsicherheit eingehalten werden und dass den 
Verbrauchern ein Ernährungsmodell nahegebracht wird, das verstärkt zur nachhaltigen 
Bewirtschaftung der Umwelt beiträgt;

3. fordert die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit allen maßgeblichen Akteuren, 
insbesondere der Bürgergesellschaft und den Landwirten, mehr Haushaltsmittel für 
Forschung und Entwicklung einzuplanen, um umwelt- und klimapolitische 
Verbesserungen in den folgenden vorrangigen Bereichen zu erreichen:

a. Erzeugung und Einsatz von nachhaltigem Biogas und nachhaltigen Biokraftstoffen, die 
aus Nebenerzeugnissen und land- und forstwirtschaftlichen Abfällen hergestellt wurden, 
wobei die Auswirkungen der Erzeugung von Biokraftstoffen auf die Umwelt (indirekte 
Änderung der Landnutzung, Verlust an biologischer Vielfalt usw.) und auf die 
Ernährungssicherheit sowie die Vorgaben des Europäischen Strategieplans für 
Energietechnologie (SET-Plan) zu berücksichtigen sind,

b. Erzeugung und Einsatz von Dung und nachhaltigen Düngemitteln, wobei die 
Entwicklung von Düngemitteln organischen und natürlichen Ursprungs zu fördern und 
zugleich der Verbrauch von Düngemitteln auf Kohlenwasserstoffbasis zu verringern ist,

c. Verwertung sämtlicher Arten landwirtschaftlicher Abfälle;

d. Verringerung der durch die Viehwirtschaft bedingten Methanemissionen,
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e. Eindämmung der N2O-Emissionen durch Dung und Gülle,

4. ist der Ansicht, dass die Landwirtschaft zahlreiche Umwelt- und Klimaschutzprobleme 
verursacht, gleichzeitig aber auch ein wichtiges Mittel zu ihrer Behebung ist, und dass 
deshalb umweltpolitischen Gesichtspunkten und den Klimaschutzbemühungen der EU bei 
der Überprüfung der Gemeinsamen Agrarpolitik ein größerer Stellenwert als bisher 
eingeräumt werden muss;

5. betont, dass die Europäische Union eine Entwicklungs- und Finanzpolitik für die 
Landwirtschaft betreiben muss, mit der für sichere und hochwertige Nahrungsmittel 
gesorgt wird;

6. fordert, dass in der zukünftigen GAP der Einsatz von Verfahren zur Auflage gemacht 
wird, mit denen die durch die Viehwirtschaft bedingten Treibhausgasemissionen 
verringert werden, unter anderem durch Änderungen bei den Futtermitteln sowie in der 
Dung- und Güllewirtschaft;

7. hebt hervor, dass für Landwirte, die mit Situationen konfrontiert sind, die durch extreme 
Ereignisse verursacht wurden, Regelungen zum ihrem Schutz ausgearbeitet werden 
müssen, und ruft dazu auf, Projekte wie beispielsweise nachhaltige Bewässerungssysteme 
zu konzipieren und zu verwirklichen, mit denen ein Beitrag zur Bekämpfung des 
Klimawandels geleistet wird;

8. betont, dass für den Umstieg auf umweltschonendere Erzeugungsmethoden in der 
Haushaltsperiode nach 2013 mehr Finanzmittel für die Agrarforschung im 
Zusammenhang mit dem Klimaschutz bereitgestellt werden müssen;

9. fordert den Agrarsektor auf, erhebliche Anstrengungen zu unternehmen, um die 
dezentralisierte Energieerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern auszuweiten und 
insbesondere in landwirtschaftlichen Betrieben die Energie effizienter zu nutzen, und zwar 
durch Modernisierung und rationelle Energieplanung sowie durch die Nutzung und den 
Einsatz ausgereifter und energieeffizienter Anlagen und Verfahren;

10. weist darauf hin, dass durch eine stärker forcierte Nutzung von IKT die Überwachung in 
mehreren Produktionsphasen verbessert und die damit verbundenen Verwaltungsabläufe 
optimiert werden könnten, um die Produktion in Bezug auf den Einsatz der 
Produktionsmittel zu steigern und gleichzeitig die Treibhausgasemissionen und den 
Energieverbrauch zu senken; betont zudem, dass der verstärkte Einsatz von IKT, die 
Einbeziehung von Maßnahmen zur Förderung der Ausbildung von Landwirten im Bereich 
neue Technologien und die Förderung der Innovation und des Unternehmergeists, vor 
allem bei Junglandwirten, von entscheidender Bedeutung sind, sowohl im Sinne einer für 
die Umwelt nachhaltigeren Landwirtschaft als auch der Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit dieses Sektors;

11. betont, dass sich die Anstrengungen zur Verringerung der Treibhausgasemissionen in der 
Landwirtschaft auch auf Emissionen beziehen müssen, die durch folgende Faktoren 
bedingt sind:

– direkte und indirekte Änderungen der Landnutzung,
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– die Erzeugung von Hilfsstoffen in der Agrar- und Ernährungswirtschaft, insbesondere 
im Zusammenhang mit dem Transport von Zwischen- und Endprodukten dieser 
Branche über große Entfernungen; ist deshalb der Ansicht, dass Systeme mit kurzen 
Wegen zwischen Erzeugung, Verarbeitung und Verbrauch gefördert werden müssen;

12. weist darauf hin, dass sich der Klimawandel nicht auf alle Regionen der EU in gleicher 
Weise auswirkt, weshalb den Gebieten, die voraussichtlich am schwersten betroffen sein 
werden, mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden muss; verweist darauf, dass der 
Temperaturanstieg in Verbindung mit Trockenheit und ausgedehnten Waldbränden zu 
einer erheblichen Gefahr der Versteppung in den südeuropäischen Ländern führt, mit allen 
entsprechenden Folgen für die Überlebensfähigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe 
sowie in Bezug auf Landflucht, Rückgang der Artenvielfalt und Erschöpfung der 
natürlichen Ressourcen; fordert deshalb, dass dieser Aspekt der territorial 
unterschiedlichen Auswirkungen des Klimawandels bei allen Maßnahmen der 
Gemeinschaft zur Finanzierung der Anpassung der Landwirtschaft an die neuen 
Herausforderungen des Klimawandels umfassend berücksichtigt wird, damit der 
Klimawandel nicht zur weiteren Verschärfung der wirtschaftlichen und ökologischen 
Ungleichheit zwischen den Regionen der EU beiträgt;

13. weist darauf hin, dass die Ausweitung des Anbaus von Biomasse zur Energieerzeugung zu 
Schwankungen bei den Nahrungsmittelpreisen beitragen kann und dass zur Minderung 
des Einkommensrisikos der Landwirte eine sinnvolle Verteilung zwischen der Erzeugung 
von Nahrungsmitteln bzw. Biomasse gegeben sein sollte;

14. betont, dass die Maßnahmen zur Anpassung an die Erderwärmung im Agrarsektor im 
Hinblick auf den Bodenschutz und die Wasserwirtschaft verbessert werden müssen;

15. betont, dass bei der Verwertung von Biomasse dem Grundsatz der Nachhaltigkeit 
Rechnung getragen werden muss und folglich darauf hinzuwirken ist, landwirtschaftliche 
Rohstoffe so nah wie möglich am Ort ihrer Erzeugung zu verwerten, weil dadurch die 
transportbedingten Energieverluste gesenkt werden können;

16. macht darauf aufmerksam, dass durch die Verwertung von Biomasse zu Heizzwecken die 
schädlichen Folgen des Klimawandels erheblich eingedämmt werden können, und fordert 
deshalb die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, öffentlichen Einrichtungen im 
ländlichen Raum, die ihre Heizung auf Bioenergieträger umrüsten, Fördermittel für die 
Entwicklung des ländlichen Raumes bereitzustellen;

17. hält es für wichtig, dass die Landwirte in größerem Rahmen Informations- und 
Kommunikationstechnologien einsetzen, um die negativen Auswirkungen des 
Klimawandels abzuschwächen, und ist der Ansicht, dass die Nutzung von Informations- 
und Kommunikationssystemen gefördert werden muss, unter anderem in den Bereichen 
Bodenbearbeitung, Pflanzengesundheit, Meteorologie, aber auch zur Überwachung der 
Einhaltung von Rechtsvorschriften;

18. betont, dass die Wälder eine nicht mehr zu vernachlässigende Rolle in der Klimapolitik 
spielen und ihnen unter anderem im Zusammenhang mit der Kohlendioxidbindung und 
dem Erosionsschutz eine wichtige Aufgabe zukommt, dass deshalb in der Gemeinsamen 
Agrarpolitik größere finanzielle Mittel für die Aufforstung und den Schutz der Wälder 
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bereitgestellt werden müssen und dass überdies die Forstwirtschaft in die Post-Kyoto-
Klimaschutzregelung integriert werden muss;

19. weist darauf hin, dass die Wälder auch einen erheblichen Beitrag zur wirksamen 
Wasserbewirtschaftung leisten, und regt deshalb die Mitgliedstaaten dazu an, in der 
Forstwirtschaft Verfahren anzuwenden, mit denen die Unterschiede bei der 
Wasserführung zwischen Dürre- und Hochwasserperioden verringert werden, weil so die 
negativen Auswirkungen von Dürre und Hochwasser auf die Landwirtschaft, die 
Energieerzeugung und die Bevölkerung abgeschwächt werden können. 
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